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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Wie auch der Übersicht entnommen werden kann, liegen Volksinitiativen nach wie vor
im Trend. Allerdings wurden im Berichtjahr erneut weniger Begehren (9) lanciert als im
Vorjahr (10). Vier dieser geplanten Initiativen beziehen sich auf die Verkehrspolitik,
wobei drei vom gleichen Komitee („Das 3er Paket“) lanciert wurden. Die im Berichtjahr
recht virulent geführten Diskussionen um eine „Initiativenflut“ nähren sich denn auch
etwas verspätet aus der rekordhohen Lancierung der 23 Begehren im Wahljahr 2011,
über die im Berichtjahr teilweise bereits abgestimmt wurde oder die noch hängig sind.
Insgesamt übersprangen 2013 acht Volksinitiativen die Unterschriftenhürden (2012: 10),
womit Ende 2013 total 20 Begehren hängig waren (Ende 2012: 20). Im
Unterschriftenstadium befanden sich Ende 2013 noch zwölf Initiativen (inkl. der neun
neu lancierten; 2012: 20). Dass von einer Flut an Initiativen nur bedingt gesprochen
werden sollte, zeigen nicht nur diese abnehmenden Zahlen, sondern auch der Umstand,
dass im Jahr 2013 nicht weniger als zehn Volksbegehren an der Unterschriftenhürde
gescheitert sind (2012: 9). Die Hürden scheinen also nach wie vor für viele
Initiativkomitees (zu) hoch zu sein, darunter etwa auch für die SD
(„Zuwanderungsinitiative“), für die Auns („Neutralitätsinitiative“), für die Liga gegen
Passivrauchen („Schutz vor Passivrauchen“) oder für das Komitee Pro Fauna („Schutz
der Grossraubtiere“). Trotzdem reichte Karl Vogler (OW, csp) Ende des Berichtjahres ein
Postulat (13.4155) ein, mit dem limitierende Mechanismen für die Lancierung von
Volksinitiativen geprüft werden sollen. Ferner wurden vier erfolgreich eingereichte
Volksbegehren im Berichtjahr zurückgezogen, weil der Gesetzgeber Gegenvorschläge
dazu entworfen hat (2011: 5). Dies zeigt auch die Bedeutung der Initiative als Kontroll-
und Agendasettinginstrument: Ein Volksbegehren kann durchaus auch eine indirekte
Wirkung entfalten ohne an der Urne erfolgreich sein zu müssen. Weiter kündigten
verschiedene Organisationen 2013 an, ein Volksbegehren zu planen, so etwa der
Mieterverband zum Bau gemeinnütziger Wohnungen und zum Ausbau des
Mieterschutzes, der Bauernverband zur Stärkung der inländischen Agrarproduktion, die
Grünen zur Anpassung der Agrarimporte an Schweizer Standards oder ein
überparteiliches bürgerliches Komitee zur Rettung des Bankgeheimnisses. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Das Postulat von Karl Vogler (csp, OW), das vom Bundesrat einen Bericht fordert, mit
dem Möglichkeiten für eine Erhöhung der Hürden für das Einreichen von
Volksinitiativen aufgezeigt werden sollen, wurde vom Bundesrat zur Annahme
empfohlen. Vogler schlug neben der Erhöhung der Unterschriftenzahl und der
Verkürzung der Sammelfristen – Forderungen, die im Berichtjahr von zahlreichen
Kommentatoren unterstützt wurden – auch vor, dass Unterschriften künftig nur noch
im Gemeindebüro abgegeben werden sollen. Allerdings beeilte sich die Regierung in
ihrer Stellungnahme zu betonen, dass die bundesrätliche Empfehlung der Annahme des
Begehrens nicht gleichzusetzen sei mit der Annahme von Forderungen zur Errichtung
von höheren Hürden. Vielmehr könne mit dem Bericht das Initiativrecht analysiert und
optimiert werden. Dies würde auch die aktuellen Diskussionen über Umsetzung,
Ungültigkeit und Funktion der Volksinitiative allgemein bedienen. Die befürwortende
Haltung des Bundesrates zu einem Postulat führt normalerweise zu dessen
stillschweigender Annahme im Parlament. Allerdings wurde das Begehren von Toni
Brunner (svp, SG) bekämpft, was bedeutet, dass es im Rat noch diskutiert werden muss.
Diese Diskussion fand allerdings 2014 nicht mehr statt. Ein weiterer Vorschlag zur
Eindämmung der Über-Nutzung des Instrumentes "Volksinitiative" wurde Anfang
November von Alt-Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz vorgebracht. Sie schlug vor,
Volksbegehren Interessengruppen vorzubehalten, die nicht in der Regierung vertreten
sind. Die ursprüngliche Idee der Volksinitiative sei es, einen Kanal für
Minderheitenanliegen zu gewährleisten, die sich sonst kein Gehör verschaffen können.
Dies sei für Regierungsparteien, die Volksbegehren immer mehr auch als Wahlvehikel
missbrauchen würden, sicher nicht der Fall. 2

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN
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Das Postulat Vogler, das einen Bericht zu einer möglichen Erhöhung der Hürden für das
Einreichen von Volksinitiativen gefordert hätte, wurde Ende 2015 abgeschrieben. Weil
das vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Begehren bekämpft worden war, war es
nicht stillschweigend überwiesen worden. Eine Diskussion zum Thema fand im
Nationalrat allerdings nicht statt, womit die Forderung von der Traktandenliste
gestrichen wurde, weil sie seit mehr als zwei Jahren hängig gewesen war.

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
MARC BÜHLMANN

Nachdem ein entsprechendes Postulat Vogler (csp, OW) bekämpft und abgeschrieben
und eine Motion Buttet (cvp, VS) abgelehnt worden waren, versuchte es die BDP-
Fraktion noch mit einer parlamentarischen Initiative. Der Schutz der Volksrechte sei
mittels einer Anpassung der Unterschriftenzahlen für die Einreichung einer
Volksinitiative oder eines Referendums sicherzustellen. Die BDP begründete ihre
Forderung mit „Stimmen aus der Bevölkerung“, die eine vernünftige Reduktion der
Anzahl Abstimmungen forderten. Der „inflationäre Einsatz der Volksrechte“ müsse
geschwächt werden. Bei der Einführung der Volksinitiative 1891 hätten die damals
50'000 benötigten Unterschriften rund 8% der Stimmberechtigten entsprochen; heute
genüge bei einer erforderlichen Unterschriftenzahl von 100'000 die Signatur von
weniger als 2% der Stimmbevölkerung. Anstelle einer fixen Unterschriftenzahl müsse
neu eine prozentuale Hürde definiert werden, die zwischen 3 bis 5 Prozent zu liegen
kommen soll. Die Initianten verwiesen auf den Kanton Genf, wo ein solcher
Automatismus bei 4% eingeführt worden sei.
In ihrem Anfang 2017 veröffentlichten Bericht machte die SPK-NR darauf aufmerksam,
dass es heute gar schwieriger sei, Unterschriften zu sammeln als früher. Vor der
Einführung der brieflichen Abstimmung hätten Initianten vor Abstimmungslokalen
Unterschriften sammeln können. Zudem würden Unterschriftensammlungen Zeit und
Geld kosten. Mit der Einführung einer solchen Hürde, die faktisch einer Erhöhung der
Unterschriftenzahl gleichkäme, würde man kleine und wenig finanzkräftige
Initiativkomitees stark benachteiligen. Zudem sei die Nutzung der Volksinitiative einer
gewissen Fluktuation unterworfen; zur Zeit rede niemand mehr von einer Initiativenflut.
Mit 19 zu 3 Stimmen empfahl die Kommission, der Initiative keine Folge zu geben. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.01.2017
MARC BÜHLMANN

1) Po. 13.4155 : NZZS, 15.12.13; zur Diskussion über „Initiativenflut“ vgl. WW, 21.3.13; Blick, 25.3.13; LZ, 30.3.13; WW, 11.4.13;
NZZS, 5.5.13, BaZ, 15.5.13; NZZ, 22.5.13; Blick, 1.7.13; TG, 8.7.13; BZ, 23.7.13; NZZ, 22.10., 25.10., 29.10. und 31.10.13; AZ, 8.11.13;
Blick, 22.11.13; AZ, 23.11.13; BaZ, 26.11.13; NZZ, 30.11.13; Presse vom 9.12.13; AZ und NZZ, 12.12.13; LT, 13.12.13; TA, 16.12.13; SGT,
17.12.13.; Übersicht Volksinitiativen 2013 
2) AB NR, 2104, S. 1832; Po. 13.4155; BZ, 8.7.14; LZ, NZZ, 17.9.14; AZ, CdT, NZZ, 3.11.14
3) Bericht SPK-NR vom 19.1.17; TG, 19.11.16
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